Mitschrift „Dürfens denn das?“
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vom 11.09.2009 um 15.00 Uhr

in Wien, Amerlinghaus

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte – UNO Deklaration

Artikel1
Rechtssubjektivität: Dem Menschen steht „Kraft seines Menschseins“ der Status 

eines „Rechtssubjektes“ zu. Er darf nicht Objekt staatlicher Willkür sein. 

Status quo:

Es herrscht eine Staat – Untertanen Mentalität, bei der der Bürger als eine Art 

erweitertes Eigentum des Staates betrachtet wird. Vgl. Kaiser Franz Joseph

Dagegen bedarf jeder behördliche Eingriff einer besonderer Rechtfertigung. 

Artikel8 MRK

(1) Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz.

(2) Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen 
und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicherheit, 
für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.

Die Menschenrechtskonvention steht in Österreich im Verfassungsrang.
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Arbeitslosenversicherungsgesetz – 

§8 Absatz2

http://www.jusline.at/8._AlVG.html
Wenn sich Zweifel an der Arbeitsfähigkeit ergeben, muss sich der Arbeitslose 
auf Anordnung der regionalen Geschäftsstelle ärztlich untersuchen lassen. Ein vager
Verdacht genügt nicht. 
Die Zuweisung muss begründet werden und auf konkrete Hinweisen beruhen. 
Prüfung der Arbeitsfähigkeit – invalid, berufsunfähig oder nicht invalid, nicht 
berufsunfähig (im Sinne des ASVG, § 255; §273) 

http://www.jusline.at/255._Begriff_der_Invalidit%C3%A4t_ASVG.html
http://www.jusline.at/273._Begriff_der_Berufsunf%C3%A4higkeit_ASVG.html
Einen Zwischenstatus gibt es nicht. Beim AMS sollte die Frage also nur lauten: Invalidität ja oder nein?

Datenschutzgesetz

Das Datenschutzgesetz weicht hinter die Menschenrechtskonvention zurück, indem es öffentliche Interessen über 

Gebühr aufwertet. Dennoch darf auch nach dem Datenschutzgesetz ein Eingriff in die Privatsphäre nur in gewissen Fällen, 

wie etwa bei schutzwürdigen Interessen des Staates, erfolgen.

Das Arbeitsmarktservicegesetz stimmt wiederum nicht in erforderlicher Weise mit dem Datenschutzgesetz überein. Die Unverträglichkeit wird damit erklärt, dass das AMSG älter ist als das DSG.  

Ein einfaches Gesetz widerspricht also dem Verfassungsgesetz. Es ist von Haus aus juristisch unsauber formuliert.

Forderung nach >> Prinzip der Einheitlichkeit der Rechtsordnung!<<

Der Gesetzgeber darf nicht in zwei Gesetzen verschiedenes hineinschreiben. Der Bürger hat Anspruch auf Eindeutigkeit. Daher gibt es laufende Verfahren zur Klärung dieser Rechtsunsicherheit.

Zur wechselseitigen Anerkennung verschiedener Gutachten

Dr. Pochieser stellt fest, dass psychologische Gutachten, die jeweils vom AMS oder der Pensionsversicherung 

veranlasst werden, leider wechselseitig noch nicht anerkannt werden. Im Gesetz (§ 47 AVG) sei diese wechselseitige Anerkennung jedoch bereits festgehalten.  

AlVG §8 Absatz3

(3) Die ärztlichen Gutachten der regionalen Geschäftsstellen einerseits und der Sozialversicherungsträger andererseits sind, soweit es sich um die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit handelt, gegenseitig anzuerkennen. Die erforderlichen Maßnahmen trifft der Bundesminister für soziale Verwaltung nach Anhören des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger.

Fazit ist, dass Arbeitslose bei bestehender Praxis der Nichtanerkennung weder beim AMS, noch bei der PV, sondern bei der Sozialhilfe landen. BBRZ Gutachten sollten also zu nutzen sein für I-Pension bzw. Berufsunfähigkeitspension. 

Derzeit gibt es Probleme bei befristeter Berufsunfähigkeit.
Es dürfen keine kreditschädigenden Äußerungen im Sinne des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches (AGB) gemacht werden! (Möglichkeit der Kreditschädigungsklage !)

TIPPS 

 *** Zu Beginn von Veranstaltungen die Namen und Adressen mit 

        anderen Teilnehmern austauschen! (ev. Zeugenschaft)

 *** Günstige Formulierung bei Forderung ärztlicher Untersuchung: 
        [„Als Person des privatrechtlichen Rechtsverkehrs …“]

 *** Bei Gesundheitsproblemen selbst zum Hausarzt, Facharzt gehen,
        und das Attest offensiv zum AMS-Akt bringen! 
        Nicht beim Berater ein dubioses Zwicken beklagen!

 *** auf Möglichkeit einer Unterlassungsklage hinweisen!

 *** Zustimmung zur Datenweitergabe kann im Nachhinein stets 
        wiederrufen werden!

 *** Bei Irreführung durch AMS- Bedienstete eventuell

        Amtshaftungsklage

 *** Bei Emailverkehr mit AMS digitale Signatur z.B. von

        der ARGE Daten holen. => Rechtssicherheit

 *** Formulierung: „Ich beantrage die  Ausfertigung und 

        Aushändigung einer Kopie (der Niederschrift, …)

 *** Falls ich als Kunde mit einer Sachverhaltsdarstellung 

        des AMS nicht einverstanden bin, vor Ort sofort

        dazuschreiben: „ … ist falsch, vielmehr ist es so und so,

        … Meine ausführliche Stellungnahme folgt 

        innerhalb einer Woche etc.“ Niederschrift mit falschen   

        Behauptungen nicht unterschreiben ! Korrekturen der 

        Niederschrift  sollten umgehend schriftlich per 

        eingeschriebenem Brief nachgebracht werden.
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